
Gegen die unheilige Allianz von
EU-Institutionen, die darauf
abzielt, die Macht der europäi-
schen Behörden schleichend
auszuweiten, hält der Berliner
Rechts- und Finanzwissenschaft-
ler Markus C. Kerber die Inan-
spruchnahme eines Widerstands-
rechts für zwingend. Vor allem
die EZB setze alles daran, die
bisherige Rechtsordnung nach
ihrem Gusto umzugestalten.
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Herr Professor Kerber, manche
Ökonomen halten die Unabhän-
gigkeit der Notenbanken für ein
Relikt aus vergangenen Tagen.
Die jüngste Zeit habe doch ge-
zeigt, wie krisenlindernd sie wir-
ken können, wenn sie über ihre
rein geldpolitischen Aufgaben
hinausgehen. Provozierend ge-
fragt: Ist eine politisch unabhängi-
ge Notenbank nicht ein Fremd-
körper in einer demokratischen
Gesellschaft?

Die Entscheidung zur Ausstattung
von Zentralbanken mit Unabhängig-
keit ist kein Schlag gegen die Demo-
kratie, sondern die Anerkennung
des Umstands, dass die Komplexität
und die Konstanz von Geldpolitik im
Widerspruch zur demokratischen
Wählbarkeit ihrer personellen Trä-
ger stehen. Indessen korreliert diese
Unabhängigkeit mit zwei ebenso
wichtigen Prämissen: der strikten Be-
schränkung der Zentralbank auf ihr
Mandat und ihre völlige Transpa-
renz. Hinzu kommt noch die norma-
tive Ausrichtung auf das Ziel der
Geldwertstabilität. Zudem fordert
das Rechtsstaatsprinzip die prinzipi-
elle Überprüfbarkeit der Entschei-
dungen von Zentralbanken vor Ge-
richten.

Aber kann die Unabhängigkeit ei-
ner Zentralbank nicht auch um-
schlagen, wenn eine Institution
entgegen ihrem konkreten Auf-
trag handelt und Kritik mit dem
Hinweis auf ihre Weisungsfrei-
heit abtropfen lässt?

Bei der Bundesbank hat sich in punc-
to Unabhängigkeit eine Praxis her-
ausgebildet, die stark von der Verbin-
dung der Deutschen zu „ihren“ Wäh-
rungshütern geprägt war. So musste
der damalige Finanzminister Theo
Waigel die „Versuchung des Goldes“
wieder fallen lassen, weil die Bundes-
bank mit voller Rückendeckung der
Deutschen Nein sagte. Während auf
nationaler Ebene die Freiheit von
Weisungen der Regierung die Zen-
tralbank-Unabhängigkeit und damit

die Chance auf rationale Entschei-
dungen sichert, ist ebendiese Wei-
sungsfreiheit in einer supranationa-
len Institution wie der EZB ein Ge-
fahrenherd.

Wie ist das zu verstehen?
Eine rational arbeitende Zentral-
bank ist nur in völliger dezisionärer
Unabhängigkeit zum parlamentari-
schen Raum denkbar. Neben den be-
reits angeführten Argumenten
spricht hierfür die Entscheidungsme-
thodik jedweder Zentralbank. Sie be-
schließt nach vorheriger, manchmal
sehr pluraler Diskussion und ist so in
der Lage, schnell auf neue Gefahren-
lagen zu reagieren. Dies kann natur-
gemäß kein Parlament. Es betreibt
„government by discussion“, wäh-
rend die Zentralbank auf „govern-
ment by decision“ notwendigerwei-
se bestehen muss. Oder wollen Sie
die Währung eines oder mehrerer
Länder von dem Ausgang endloser
Plenardiskussionen im Bundestag ab-
hängig machen?

In der Geschichte waren Noten-
banken nicht immer so unab-
hängig wie heute. Wie kann man
den wieder aufkommenden politi-

schen Einfluss gleichwohl ein-
dämmen?

Schon heute ist keine Zentralbank
frei von politischen Pressionen,
selbst wenn ihr die Unabhängigkeit
garantiert worden ist. So verlangen
in Frankreich nicht nur linke und
rechte Populisten eine noch stärkere
Politik des billigen Geldes, sondern
auch der französische Sachverständi-
genrat fordert Maßnahmen der EZB
zur Senkung des Euro-Außenwerts
zum Dollar. Die EZB reagiert – nicht
zuletzt wegen des lateinischen Tan-
dems an ihrer Spitze – hierauf viel
verständnisvoller, als die Bundes-
bank auf derlei Anmaßungen re-

agiert hätte. Dies liegt zum einen an
der Unzahl französischer und italie-
nischer Berater und Zuarbeiter im Di-
rektorium der EZB. Zum anderen
hängt es damit zusammen, dass die
EZB trotz schmeichelnder Bemühun-
gen von EZB-Chef Mario Draghi, das
Vertrauen der Deutschen zu gewin-
nen, keinerlei Vertrauensband zu
den die EZB tragenden Völkern ge-
schaffen hat. Jedenfalls trifft das für
uns Deutsche zu.

Das war bei der Bundesbank so
ganz anders?

Die Bundesbank hatte das volle Ver-
trauen der Deutschen und handelte
als Treuhänder stabilitätspolitischer
Räson sogar im Widerspruch zu den
jeweiligen demokratisch legitimier-
ten politischen Regierungen. Die
EZB hat sich seit ihrem Ex-Chef Jean-
Claude Trichet um dieses Vertrauen
nie bemüht. Sie ist eine Black Box,
deren Entscheidungen als Ergebnis
eines politischen Kräfteparallelo-
gramms fallen, bei dem Malta genau-
so viel wiegt wie die Niederlande.
Die EZB ist also nicht frei und unab-
hängig wie die Bundesbank, son-
dern Mächten ausgesetzt, welche
die Wähler nur ahnen, wenn sie den
sibyllinischen Wortlaut der Presse-
mitteilungen hören. Dies und das
devote Benehmen von EZB-Vize Ví-
tor Constâncio bei den Pressekonfe-
renzen erinnern eher an den alten
Kreml-Stil.

Müssten einer unabhängigen In-
stitution wie der EZB nicht größe-
re Pflichten zur Transparenz auf-
erlegt werden?

Transparenz ist das obligatorische
Korrelat zur Unabhängigkeit hin-
sichtlich des Wie bei der Ausübung
ihres Mandats. Die Frage ist aber,
wie viel Transparenz bei welchen
Entscheidungen? Darüber lässt sich
trefflich streiten. Nicht streiten sollte
man darüber, dass der Beschluss zu
Anleihekäufen (OMT), so wie er sich
in der Pressemitteilung vom
6.9.2012 manifestiert, eben auch ein
Beschluss ist. Die EZB bestreitet
dies, und das Gericht der Europäi-
schen Union schluckt diese Behaup-
tung, um die OMT-Politik gar nicht

materiell-rechtlich überprüfen zu
müssen. Dabei ist die EZB doch so
stolz auf die Wirkungen ihres OMT-
Beschlusses, dass sie sich gar nicht
scheuen sollte, diesen am europäi-
schen Recht überprüfen zu lassen.

Das EuGH lässt der EZB also alle
Freiheiten und versäumt die nöti-
ge rechtliche Kontrolle?

Das Zusammenspiel von Unionsge-
richt und EZB hat kollusive Züge.
Wir werden sehen, ob die Rechtsmit-
telinstanz dies gutheißt und sich da-
mit jedwede Maßnahme der EZB,
die nicht sofort umgesetzt wird, der
gerichtlichen Kontrolle entzieht. Die

Folgen wären fatal: Dies würde den
Weg zu einer EZB-Diktatur ebnen.

Der EuGH hat in einem Urteil
gegenüber einer Journalisten-
klage im vorvergangenen Jahr
den Rechtfertigungs- und Offen-
legungszwang der EZB abgemil-
dert und der Institution selbst die
Beurteilung der notwendigen
Transparenz überlassen. Ein
Fehlurteil?

Ich maße mir nicht an, eine so wich-
tige Jurisdiktion wie die in Luxem-
burg des Fehlurteils, also der fälsch-
lichen Auslegung europäischen
Rechts, zu zeihen. Indessen ist die
Grundhaltung des Unionsgerichts be-
kannt: Im Zweifel für die Bestands-
kraft von Akten der Unionsorgane.

Die EZB kann also schalten und
walten, wie sie möchte, und muss
sich nicht einmal rechtfertigen?

Die Situation wird dadurch ver-
schärft, dass im Unterschied zu den
Anfängen der EU inzwischen nahezu
alle Lebensbereiche der europäi-
schen Kompetenz offenstehen. Hier
hat sich ein Missverhältnis zwischen
dem enormen Kompetenzzuwachs
und dem restriktiven Rechtsschutz
entwickelt, das politisch untragbar
ist. Der Verfassungsrechtler Stefan
Städter hat diese zunehmende Inkon-
gruenz in seiner fulminanten Schrift
über das Bundesverfassungsgericht
und die europäische Integration her-
ausgearbeitet. Vielleicht gibt das Vor-
lageverfahren in Sachen OMT dem
Bundesverfassungsgericht nun Gele-
genheit, sein Profil als Wahrer deut-
scher Rechtsstaatstradition auch
und gerade gegenüber den Luxem-
burger Kollegen zu schärfen.

Die Krisenmaßnahmen der EZB
wurden mit der Störung des geld-
politischen Transmissionsmecha-
nismus verteidigt. Das Argument
ist real weder zu verifizieren noch
zu falsifizieren. Ein Freibrief für
die EZB?

Hierzu hat die Bundesbank in ihrer
Stellungnahme im ESM/OMT-Ver-
fahren des Bundesverfassungsge-
richts alles aus meiner Sicht Erforder-
liche gesagt: Der Rekurs auf die Stö-
rung des Transmissionsmechanis-

mus der Geldpolitik bei anhaltender
Turbulenz auf bestimmten Staats-
schuldenmärkten ist demnach sach-
lich unberechtigt. Dass die EZB
gleichwohl mit unüberbietbarer Un-
geniertheit diesen Rekurs beibehält,
ohne die angeblichen Störungen em-
pirisch nachzuweisen oder diese zu-
mindest genauer zu begründen, be-
legt die Gefahrensituation: Die EZB
erfindet die Gründe für ihre „unkon-
ventionellen“ Maßnahmen.

Das wäre aus demokratischer
Sicht höchst problematisch.

Ja, der Inhaber der Ausnahmebefug-
nisse stellt das Vorliegen einer Aus-
nahmesituation auch selbst fest. Wo-
zu das führen kann, zeigt die Praxis
des Art. 48 Weimarer Reichsverfas-
sung unter Hindenburg. Ich wäge
meine Worte: Wenn die EZB weiter-
hin faktisch die Freiheit vom Recht
beansprucht, beschreitet sie den
Weg von der kommissarischen zur
souveränen Diktatur.

Besteht die Gefahr, dass sich die
EZB – ähnlich wie der EuGH – zu-
nehmend mehr Rechte zuspricht
und sich damit ein Machtzentrum
herausbildet, das in deutlichem
Gegensatz steht zur Machtbalan-
ce in einer Demokratie?

Wenn das OMT-Programm vom Ge-
richtshof der EU abgesegnet werden
sollte, wäre dies – vorbehaltlich eines
erneuten Richterspruchs aus Karlsru-
he – eine Einladung an die EZB, auf
allen von ihr beanspruchten Kompe-
tenzfeldern ohne Rechtskontrolle zu
entscheiden. Damit würde der verfas-
sungsrechtliche Grundsatz der Bin-
dung aller öffentlichen Gewalt an
Recht und Gesetz zugunsten eines
diskretionären Regimes der EZB
durchbrochen. Die EZB stünde jen-
seits aller Rechtsbindung und könn-
te schalten und walten, wie sie will.

Das sehen aber nicht alle Euro-
Staaten so.

Ja, leider. Diese Perspektive – ob-
schon aus deutscher Sicht ein Alp-
traum – wird in Frankreich regel-
recht begrüßt. Unsere lieben Nach-
barn in Paris – gewohnt an einen
Machtstaat – verstehen die deut-
schen Besorgnisse gar nicht. Manche
wollen sie nicht verstehen, solange
die EZB es bewerkstelligen kann,
dass bei Kurzläufern der Spread zwi-
schen Frankreich und Deutschland
nahezu verschwunden ist, obgleich
die wirtschaftlichen Fundamentalda-
ten höchst unterschiedlich sind. Der
Zweck – die Verfälschung des Wett-
bewerbs auf den Staatsschulden-
märkten zugunsten französischer
Emissionen – heiligt die Mittel. Da-
mit ist der Grundsatz des „limited
government“, der auch für die EZB
gilt, aus den Angeln gehoben.

Das Bundesverfassungsgericht
hat aber eindeutige Grenzlinien
für das Mandat der EZB gezogen.
Wie groß ist hier der Interpretati-
onsspielraum? Der EuGH sieht
das wohl nicht so eng.

In der Tat hat der Gerichtshof der Eu-
ropäischen Union im Pringle-Urteil
den ESM mit einer Begründung lega-
lisiert, die in qualitativer und quanti-
tativer Hinsicht negativ beeindruckt.
Das Bundesverfassungsgericht hat in-
dessen nicht nur Fragen gestellt, son-
dern auch ökonomisch scharfsinnig
begründet, warum das OMT-Pro-
gramm außerhalb des geldpoliti-
schen Mandats steht. Luxemburg
kann sich hierüber nicht einfach hin-
wegsetzen sondern muss argumen-

tieren. Dabei kann es sich nicht mit
dem Argumentationsniveau des
Pringle-Urteils zufriedengeben.

Muss man das Mandat der EZB
deshalb noch enger fassen und
klarer formulieren?

Dies wäre ordnungspolitisch gewiss
sinnvoll. Indes läuft die rechtspoliti-
sche Entwicklung in die konträre
Richtung. Mit der Bankenunion und
der Zentralisierung der Bankenauf-
sicht bei der EZB wird diese Instituti-
on vollständig überfordert. Wie soll
die EZB ein glaubwürdiger Lender of
Last Resort sein, gleichzeitig per
OMT ankündigen, Buyer of Last Re-
sort zu sein, zuvor die Banken mit

Billig-Liquidität fluten und dann die
Folgen ihres Tuns aufsichtstechnisch
in den Griff bekommen? Das Aus-
maß der Überforderung wird spätes-
tens beim Comprehensive Risk As-
sessment deutlich werden. Wir wer-
den sehen, welche Evaluation Dexia
oder die Banca Monte dei Paschi be-
ziehungsweise die Commerzbank be-
kommen werden.

Wer kann der EZB eigentlich Gren-
zen setzen? Anders gefragt: Wem
gegenüber ist das EZB-Direktori-
um letztlich verantwortlich?

Die rechtliche Einhegung der EZB
stößt in vielen Mitgliedsländern der
EWU eher auf Widerstand. Selbst
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat
Herrn Draghi zum OMT-Programm
ja ihr stilles Einverständnis erklärt.
Und der Gerichtshof der Europäi-
schen Union wird bei seinem Verdikt
die eigene Reputation nicht noch
mehr beschädigen wollen. Warten
wir ab. Denn grundsätzlich verbleibt
beim Bundesverfassungsgericht die
unverzichtbare Pflicht, im Falle sei-

ner Anrufung Kompetenzüberschrei-
tungen von Unionsorganen Einhalt
zu gebieten. Im Rahmen seines Vor-
lagebeschlusses hat es diese Ultra-vi-
res-Doktrin nachdrücklich bestätigt.

Gibt es ein Widerstandsrecht
gegen Entwicklungen, die den
ursprünglichen Charakter der
Währungsunion aushöhlen?

Ein solches Widerstandsrecht gilt
prinzipiell gegenüber Bundesregie-
rung und EZB. Denn die Bundesre-
gierung wirkt dabei mit, dass die
EWU entgegen Art. 88 Satz 2 GG
fortentwickelt wird. Die EZB provo-
ziert früher oder später ein solches
Widerstandsrecht, falls Luxemburg
in der aktuell laufenden Causa OMT
ein Gefälligkeitsurteil fällen sollte.
Es ist verwunderlich, dass die Bürger
die Nullzinspolitik bislang nur mit
Murren hinnehmen. Was würde pas-
sieren, wenn sie massenhaft ihre
Bankguthaben auszahlen lassen, um
das Geld selbst zu horten? Zinsver-
luste entstünden kaum, und das Risi-
ko des Bail-in würden sie dann nicht
mehr tragen. Warten wir die Ent-
scheidungen von Luxemburg und
Karlsruhe ab. Denn politisch haben
die Bürger in Demokratien immer
das letzte Wort. Das werden auch
die Herren Draghi und Cœuré ir-
gendwann verstehen.

Das Maastrichter Bail-out-Verbot
wurde missachtet und das Staats-
finanzierungsverbot der EZB um-
gangen. Wenn Verträge nicht
mehr das Papier wert sind, auf
dem sie stehen: Was schützt die
Bürger noch vor politischer Will-
kür? Und was hält Europa dann
noch zusammen?

Dass es zu dieser Entwicklung ge-
kommen ist, liegt zuvörderst am De-
fätismus der Bundesregierung. Der
ordnungspolitische Sündenfall und
Wendepunkt im Mai 2010 kam
durch deutsches Unterlassen zustan-
de. Seitdem wissen unsere Partner
und vor allem die Pariser Regierung,
dass Deutschland nicht bereit ist, die
Verträge zu verteidigen. Dass sich
die Merkel/Schäuble-Regierung dar-
über hinaus – trotz der großzügigen
Rettungspolitik – in den Südländern
beschimpfen lässt, zeigt, wie es um
die deutsche Selbstachtung steht.
Berlin lässt sich überall zum Buh-
mann machen, ohne jemals seit Aus-
bruch der Euro-Krise Realpolitik
überhaupt erwogen zu haben. Des-
halb ist eine breite Diskussion um ei-
nen Plan B zur Reform der EWU und
zur modifizierten Fortführung der
europäischen Integration in der deut-
schen Zivilgesellschaft so wichtig.
Hierbei sollte auch klargestellt wer-
den, dass Binnenmarkt und kulturel-
le Vielfalt – von Bürgern gelebt – Eu-
ropa zusammenhalten, nicht aber
die von Technokraten oktroyierte
Einheitswährung.

Das Interview führte Stephan Lorz.
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ths Madrid – Die Notenbanken von
Spanien und Portugal haben die
Wachstumsaussichten ihrer Länder
für das laufende Jahr auf jeweils
1,2 % des Bruttoinlandprodukts
(BIP) erhöht. Die Banco de España
begründete in ihrem Monatsbericht
die Verbesserung mit der anhalten-
den Stärke der Exportwirtschaft und
einem Anziehen des schwachen Bin-
nenkonsums. Für 2015 erwarten die
Notenbanker ein Wachstum von
1,7 %. Die Arbeitslosigkeit werde
dennoch nur geringfügig auf knapp
unter 24 % sinken. Die Prognose für
nächstes Jahr ist jedoch mit einer er-
heblichen Einschränkung versehen,
denn die Banco de España konnte
die Auswirkungen der Steuerreform
noch nicht berücksichtigt, die noch
vor dem Sommer verabschiedet wer-
den soll. Auch die Banco de Portugal
sieht in ihrem Bericht von gestern ei-
nen Anstieg der Binnennachfrage
voraus, weshalb das BIP nach 1,2 %
in diesem Jahr, 2015 um 1,5 % und
2016 um 1,7 % steigen soll.

lz – Wenn es um die Missachtung
demokratischer Rechte geht oder
um ihre schleichende Aushöhlung
durch eine schrittweise Mandats-
ausweitung von Regierungsorga-
nen und -behörden, dann greift der

Berliner Rechts- und Finanzwissen-
schaftler Markus C. Kerber sofort
zur spitzen Feder und geißelt in
scharfen Worten derlei unwürdige
Übergriffe. Er fühlt sich als Anwalt
des Souveräns, der seine Macht
nur temporär und mit klaren Gren-
zen versehen an die Politik und

den staatlichen Institutionen abge-
geben hat. Vor diesem Hintergrund
ist auch sein Engagement im
Kampf gegen die im Zuge der Fi-
nanzkrise sukzessive Mandatsaus-
weitung der Europäischen Zentral-
bank (EZB) zu verstehen. Bereits
mehrfach vertrat er in dieser Frage
Klägergruppen vor dem Bundesver-
fassungsgericht und dem Europäi-
schen Gerichtshof.

Kerber ist Professor für öffent-
liche Finanzwirtschaft und Wirt-
schaftspolitik an der Technischen
Universität Berlin und als Rechts-
anwalt in Paris, London und Berlin
tätig. Seit 1997 ist er Gastdozent
bei Cedep – Insead, Fontainebleau.
1998 gründete er den interdiszipli-
nären Thinktank „Europolis“. 1991
bis 2001 war er Gastdozent an der
Führungsakademie der Bundes-
wehr. Zuvor arbeitete er im Bundes-
kartellamt in der Fusionskontrolle,
war im französischen Wirtschafts-
und Finanzministerium für Wettbe-
werb und Kapitalmärkte zuständig
und Repräsentant im Ausschuss
der EU-Kommission für Wettbe-
werbsfragen. Von 1986 bis 1989 ar-
beitete er bei der Banque Indosuez
in Paris und von 1990 bis 1991 bei
Bankers Trust International in
London.  (Börsen-Zeitung, 27.3.2014)

Höheres Wachstum
für iberische Staaten
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Bloomberg Caracas – Venezuelas Bo-
nitätsnote wurde von der dritten Ra-
tingagentur innerhalb von drei Mo-
naten heruntergestuft. Fitch Ratings
zufolge haben die hohe Inflation
und das schwache Wachstum zu ei-
ner Welle an Straßenprotesten beige-
tragen, weshalb das Rating um eine
Stufe auf „B“ zurückgenommen wor-
den ist. Das ist die fünfte Stufe unter-
halb des Qualitätsbereichs Invest-
ment Grade. Venezuela wird nun
wie der Libanon, Ecuador und Ruan-
da bewertet. „Die makroökonomi-
sche Instabilität hat in Venezuela zu-
genommen, verdeutlicht durch die
ansteigende Inflation und die rezessi-
ven Bedingungen in der Wirtschaft“,
erklärte Fitch-Analyst Erich Arispe.
Die sozialen Unruhen auf einem er-
höhten Niveau, insbesondere die an-
haltenden Demonstrationswellen,
heben das hohe Maß an politischer
Polarisierung hervor, was die Lage
weiter destabilisieren könne.

Fitch senkt
Bonität von
Venezuela
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ge Berlin – Das Bundeskabinett hat
gestern die Finanzreform der gesetz-
lichen Krankenversicherung auf den
Weg gebracht. Ziel ist, dass ab An-
fang 2015 der nur von den Versicher-
ten zu zahlende Sonderbeitrag von
0,9 Prozentpunkten entfallen soll,
womit der Beitragssatz für alle Kran-
kenkassen von 15,5 auf 14,6 % sinkt
– je hälftig zu zahlen von Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern. Durch den
Ausfall des Sonderbetrags entsteht
bei den Krankenkassen ein Loch von
rund 11 Mrd. Euro. Um dieses zu
schließen, können die Kassen künf-
tig bei den Versicherten einkom-
mensabhängige Zusatzbeiträge erhe-
ben – während die Arbeitgeber wie
heute schon auch in Zukunft nicht
höher belastet werden sollen. Ange-
sichts ständig steigender Gesund-
heitskosten dürften nach einer erst-
maligen Entlastung mittelfristig hö-
here Beiträge auf die Versicherten
zukommen. Gesundheitsökonomen
erwarten, dass der Zusatzbeitrag im
Schnitt ab 2016 steigen werde.

ZUR PERSON

Anwalt des Staatsbürgers
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lz Frankfurt – Die Bonitätsnoten für
viele Staaten sind in der Vergangen-
heit systematisch falsch ausgerichtet
gewesen, kritisieren die Ökonomen
der Unicredit in einer Studie, in der
sie die Ratings von S & P, Moody’s
und Fitch über mehrere Jahre unter-
sucht haben. Die Bewertungen von
Brasilien, Indonesien und Südafrika
seien tendenziell um mehrere Stu-
fen zu hoch gewesen, während die
von Griechenland, Portugal, Spani-
en, Irland und Slowenien um fünf
Stufen zu niedrig angesetzt gewesen
seien. Das habe die Lage in der Euro-
Krise verschärft. Die Bank fordert
deshalb, die Ratings aus den Regulie-
rungsbestimmungen zu streichen
und für die Bewertung staatliche In-
stitutionen zu beauftragen.

„Die EZB ist eine
Black Box, deren Ent-
scheidungen als Er-
gebnis eines politi-
schen Kräfteparallelo-
gramms fallen, bei
dem Malta genauso
viel wiegt wie die
Niederlande.“

„Das Zusammenspiel
von Unionsgericht
und EZB hat kollusive
Züge.“

„Wenn die EZB
weiterhin faktisch
die Freiheit vom
Recht beansprucht,
beschreitet sie
den Weg von der
kommissarischen
zur souveränen
Diktatur.“

Arbeitgeber bleiben
entlastet

Markus C. Kerber

IM INTERVIEW: MARKUS C. KERBER

„Das würde den Weg in eine EZB-Diktatur ebnen“
Der Berliner Rechts- und Finanzwissenschaftler wirft der Notenbank Rechtsbeugung und eine Missachtung des Transparenzgebots vor

Unicredit kritisiert
Ratingagenturen
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